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AmRandederErschöpfung
EineUmfrage unter Lehrern zumFernunterricht zeigt die Schwie-
rigkeiten bei derDigitalisierung und der Arbeit imHomeoffice auf.

Corona 600 Lehrerinnen und
Lehrer hat die Gewerkschaft
VPOD zu ihren Erfahrungen
während der Schulschliessun-
gen imFrühlingbefragt. Ineiner
Mitteilung zieht sie ein ernüch-
terndes Fazit: Für einen wirkli-
chen Digitalisierungsschub an
den Schulen fehle noch einiges.

Die Pädagogen sahen sich
während der Schulschliessun-
gen damit konfrontiert, dass
nicht alle Schüler komplett mit
Computern und Smartphones
ausgerüstet sind.«Viele Schüle-
rinnenundSchüler (keineswegs
alle!) habenheutzutagezwarein
Smartphone, aber trotzdemgibt
es in vielen Familien keinen
Computer, keinen Drucker, bei
manchen gab es keine Kamera,
derTon funktioniertenicht oder
die Internetverbindung kam an
ihre Grenzen», heisst es in der

Medienmitteilung. In Familien
mit mehreren Kindern habe es
ausserdem nicht immer für je-
des Kind ein eigenes elektroni-
schesGerät gegeben.

Die Lehrpersonen selbst
hätten in der Regel einen Com-
puter zu Hause, auch sie hatten
aber bisweilen Probleme. Kon-
kretnenntdieVPOD-Mitteilung
«Datenschutz, Kommunika-
tionskanäle,Verfügbarkeit, Pro-
grammeundSicherheitsbestim-
mungen, Support». Insbesonde-
re sei die Finanzierung privater
Geräte, die beruflich gebraucht
würden, nicht geregelt.

Ein schwieriges Thema
beim Homeoffice sei auch die
Kinderbetreuunggewesen.Die-
se sei imHomeofficenichtmög-
lich, hält dieGewerkschaft fest.
Aus diesem Grund habe der
Bund dieMöglichkeit von Frei-

stellung undLohnersatz für be-
treuendeEltern geschaffen.Al-
lerdings sei diese Möglichkeit
nur einerMinderheit derLehrer
bekannt gewesen. Viele Lehr-
personenhätten sichausserdem
aus Verantwortungsgefühl
gegenüber den Schülerinnen
und Schülern nicht zurückzie-
henwollen.

VieleLehrer seien inderKri-
seandenRandderErschöpfung
gekommen. Auch habe es viele
Meldungenüber schlechteFüh-
rungsmethoden und ungenü-
genden Informationsfluss von
Seitender Schulleitungengege-
ben. Insgesamt hätten die Leh-
rerinnen schnell, flexibel und
mit hohem Engagement re-
agiert.NunmüssemandieLeh-
renziehen, insbesonderebeider
Frage der digitalen Hilfsmittel
und demHomeoffice. (wap)

Schweizbeteiligtsicham
SchutzderEU-Aussengrenzen
Die SVP kritisiert die Verlegung von SchweizerGrenzper-
sonal ins Ausland.

Die 2016 eingerichtete europäi-
sche Grenz- und Küstenwache
(Frontex) wird personell aufge-
stockt, auch mit Schweizer Ex-
perten. Am Mittwoch hat der
Bundesrat entschieden, wie die
entsprechendeRichtliniederEU
übernommen und umgesetzt
werden soll. Dies sei Teil des
Schengen-Vertrags und diene
damit auch dem Schutz der
Schweizer Grenze, heisst es in
einerMitteilung.

Konkret wird sich die
Schweiz an der Schaffung einer
stehenden Reserve von 10000
Einsatzkräften beteiligen.
SchweizerExpertenausZollver-
waltung, Staatssekretariat für
Migration und Kantonen sollen
bis202716zweijährigeEinsätze
für Frontex leisten, dazu kom-
menbis zu59Einsätzemit einer
Dauer von bis zu vier Monaten.

Die Eidgenössische Zollverwal-
tungsorgemitder laufendenDi-
gitalisierung und einem Trans-
formationsprogrammfürdienö-
tigepersonelleFlexibilität ander
Schweizer Grenze. Daneben
wirdsichdieSchweizauchfinan-
ziell stärkerengagieren.Diesge-
schehewiebisheranteilsmässig,
die genauen Kosten seien des-
halbabhängigvomBudget,dass
die EU für Frontex spreche.Der
Bundesrat rechnet ab 2024 mit
Kosten zwischen36und68Mil-
lionen Schweizer Franken.

Die SVP hat den Entscheid
des Bundesrates kritisiert. Es
werde Personal ins Ausland ge-
schickt,dasandereigenenGren-
zedringendbenötigtwerde.Dass
der Grenzschutz der EU zwar
teuer, aber letztlich nutzlos sei,
habe sich schon mit der Flücht-
lingskrise 2015 gezeigt. (wap)

Personalia

Frauenförderer
Ueli Maurer
hat seinem Ruf
wieder einmal
alle Ehre getan:
SabineD’Ame-
lio-Favez wird

abdem1. Februar 2021die erste
Direktorin der Eidgenössischen
Finanzverwaltung. Sie folgt auf
Serge Gaillard, der in Pension
geht. Es ist ein Amt mit viel Re-
nommee: Vor Gaillard führten
der späterePostchefUlrichGygi
undPeter SiegenthalerdasAmt.
DieChefsderFinanzverwaltung
spielen inKrisensituation immer
einewichtigeRolle.Siegenthaler
etwa beim Swissair-Grounding
oder der UBS-Rettung. Sabine
D’Amelio-Favez (45)warbislang
Vizedirektorin und leitete den
Rechtsdienst der Finanzverwal-
tung. Auch die Mutter zweier
Kinder ist krisenerprobt: Siewar
wesentlich an der Ausarbeitung
des Bürgschaftsprogramms in
der Covid-19-Krise beteiligt.
Maurer rühmteD’Amelio-Favez,
die perfekt bilingue ist, in den
höchstenTönen:«Wirhabendie
Beste genommen.»

DerBundrechnetwegenderCo-
ronakrisemit rund17Milliarden
Franken neuen Schulden. Ob er
denGürtelengerschnallenwird?
ZumindestderBundesratwähl-
te gestern einMittagsmenu, das
im Verhältnis Preis-Leistung in
Bernunübertroffen ist.Nachder
Sitzung spazierte die Landes-
regierung ins Marziliquartier,
gleich am Fusse der Bundester-
rasse. Sie ass in der Jugendher-
bergeZmittag.Diese istbekannt
für ihr reichhaltiges Buffet. Es
gab Suppe und Salat, marinierte
Pouletbrust an Rosmarin-Jus,
Bratkartoffeln,geröstetesGemü-
se mit schwarzer Zitrone. Und
zumDessert:Toblerone-Mousse.
Der Mittagslunch kostet 18.50
Franken. Ein preiswerter Bun-
desrat also.

«Bü, Bü, Bünd-
nerfleisch»:
Der Lachanfall
von Hans-Ru-
dolfMerz ging
vor zehn Jahren
um die Welt.

Der damalige Finanzminister
musste eine Frage von SVP-Na-
tionalrat Jean-PierreGrinbeant-
worten.Dieserwolltewissen,wie
verhindertwird,dasszuviel«ge-
pfeffertes Fleisch» importiert
werde.Merz ist schon langeweg.
Erst gestern legte der Bundesrat
nun dar, wie er Fleischimporte
fürBündnerfleischsichern,dabei
aber den «Pfeffertrick» unter-
bindenwill,undalldies,ohnedie
Regeln der Welthandelsorgani-
sation (WTO) zu brechen. Der
«Pfeffertrick» geht so: Weil die
Schweiz zum Schutz der einhei-
mischen Viehwirtschaft Frisch-
fleisch besonders hoch verzollt,
wirdFleischausdemAuslandvor
demImportgewürztunddanach
in der Schweiz wieder gewa-
schen. So können die Steaks zu
einem tieferen Tarif versteuert
werden: Jenem,dereigentlichfür
vorbehandelte Fleischprodukte
vorgesehen ist, zumBeispiel ge-
salzenen und marinierten Stü-
cken, die zur Produktion von
Bündnerfleisch gebraucht wer-
den. Die Details der Lösung er-
sparen wir hier. Das Parlament
muss noch darüber befinden.
Heiterkeit ist garantiert. (chm)

BernprüfteinVerbotderHisbollah
Deutschland stuft dieOrganisationen als terroristische Vereinigung ein. Die Schweiz könnte nachziehen.

Kari Kälin

DerNameheisst übersetzt«Par-
tei Gottes». Friedliche Absich-
ten hegt die «Hisbollah», eine
schiitische Organisation aus
dem Libanon, aber nicht.
Deutschlandhat fürdie Islamis-
tenEndeApril ein landesweites
Betätigungsverbot verhängt.
Das Bundesinnenministerium
begründete seinen Entscheid
unter anderem dadurch, dass
die Hisbollah offen zur gewalt-
samen Vernichtung Israels auf-
rufeunddessenExistenzrecht in
Frage stelle. Zudemwird sie für
zahlreiche Anschläge auf israe-
lische, amerikanische und jüdi-
scheEinrichtungenverantwort-
lichgemacht.DieHisbollah sitzt
in der libanesischenRegierung,
verfügt über einen politischen
undmilitärischenArmundmar-
kiert auch in Form von Stiftun-
gen, Kulturvereinen und Mo-
scheen Präsenz.

Jetzt prüft derBundesrat, die
Aktivitäten der Hisbollah auf
SchweizerTerritoriumzuunter-
sagenund sie auf eineTerrorlis-
te zu setzen. In einem Bericht
will er auchprüfen, obdieOrga-
nisation in der Schweiz Konten
besitzt, Gelder sammelt und
Kontakte zu islamischen Orga-
nisationen inderSchweizpflegt.
Der Bundesrat empfiehlt zwei
entsprechende Postulate der
Aargauer CVP-Nationalrätin
Marianne Binder und ihres Zu-
gerParteikollegenGerhardPfis-
ter zur Annahme. «Die als die
am besten bewaffnet gehaltene
Terrororganisation der Welt
stellt nicht nur für Israel, son-
dern auch für Staaten inEuropa
eineGefahr dar», argumentiert
der CVP-Präsident.

Pfister verspricht sich durch
ein Betätigungsverbot eine bes-
sere Überwachung der Hisbol-
lah. Zudem, so der ZugerNatio-
nalrat, dürften öffentlich keine
SymbolemehrderOrganisation
gezeigtwerden –undderenVer-

mögenkönnteneingefrorenwer-
den.MarianneBinderbefürchtet
derweil,dievomIrangesponser-
te Hisbollah könnte ihre Tätig-
keiten nach dem Verbot in
Deutschland indie Schweiz ver-
legen.«MitBlickaufdieNeutra-
lität der Schweiz lassen sich die
Aktivitäten der Hisbollah nicht
legitimieren», sagt sie.

Die Hisbollah unterhält in
Europaundauch inder Schweiz
ein Netzwerk, das in der Lage
ist, terroristische Aktionen zu
unterstützen. Auf welcher ge-
setzlichen Grundlage ein allfäl-
liges Verbot hierzulande ver-
hängtwerdenkönnte, ist eineof-
fene Frage. Denkbar wäre zum
Beispiel, dasGesetz zumVerbot
von Al-Kaida und des Islami-
schen Staats auf die Hisbollah
auszudehnen.DieBasis für die-

se Terrorliste bildet eine Sank-
tionslistederUNO.VonderHis-
bollah geht für die Schweiz je-
doch keine vergleichbare
BedrohungauswievonAl-Kaida
und dem Islamischen Staat.

EinHamas-Verbothatte
derBundesrat abgelehnt
SolltederBundesrat dieHisbol-
lah tatsächlich verbieten, käme
dies einemKurswechsel gleich.
Denn die Hisbollah befindet
sich nicht auf der UNO-Sank-
tionsliste, auf die sich die
Schweiz beim Al-Kaida- und
IS-Verbot stützt. Es stellt somit
die Frage, ob die Schweiz noch
andereGruppierungenmitmili-
tärischemundpolitischemArm
verbieten könnte wie etwa die
kurdische PKKoder die palästi-
nensische Hamas. Letztere be-

streitet das Existenzrecht des
Staates Israel undwürde ihnam
liebsten von der Landkarte lö-
schen. Noch vor drei Jahren
lehntederBundesrat jedochein
Postulat ab, mit dem National-
rat Christian Imark (SVP/SO)
forderte, es der EU gleichzutun
und die Hamas als Terrororga-
nisation einzustufen oder sie zu
verbieten. InderParlamentsde-
batte betonte Aussenminister
IgnazioCassis zwar, die Schweiz
habe die Terroranschläge der
Hamas gegen Israel immer aufs
Schärfsteverurteilt.DieSchweiz
sei aber auch bekannt dafür, of-
fene Kanäle für politische Dis-
kussionen zu haben. Er könne
nicht abschätzen, welche Fol-
gen ein spezifisches Verbot
der Hamas für die Schweiz ge-
nau hätte. «Aber ich kann pau-

schal sagen, dass wir auf dem
internationalen Parkett unsere
Reputation als neutraler Staat
verlieren, wenn wir im Allein-
gang plötzlich einen anderen
Kurs verfolgen als bisher.»

Nochbevorderdeutsche In-
nenministerHorst Seehoferdas
Hisbollah-Verbot verkündete,
durchsuchten die Behörden in
Berlin, Nordrhein-Westfalen
undBremenmehrereMoscheen
und Kulturvereine, die mit der
Hisbollah verbandelt sein sol-
len. Der deutsche Verfassungs-
schutz gehtdavonaus, dassdie-
seüber rund1050Anhängeraus
demextremistischen Spektrum
verfügt. Der militärische Arm
der Hisbollah war in Deutsch-
land schon länger verboten.Die
EU führt ihn seit 2013 auf ihrer
Terrorliste.

Hisbollah-Anhänger bei einem Protest im Libanon. Dort sitzt die Organisation auch in der Regierung. Bild: Bilal Hussein/AP (Beirut, 8. Juli 2020)
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